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1. Die Gruppe "Asien – Ozeanien" hat am 11. Juli 2016 Einvernehmen über den Entwurf von 

Schlussfolgerungen des Rates zu Afghanistan erzielt, der in der Anlage die zweite jährliche 

Überprüfung der EU-Strategie für Afghanistan für den Zeitraum 2014-2016 und des dazugehö-

rigen Umsetzungsplans enthält. 

2. Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee hat in seiner Sitzung vom 12. Juli 2016 das in 

der Gruppe "Asien – Ozeanien" erzielte Einvernehmen bestätigt. 

3. Der AStV wird daher ersucht, den Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu billigen und 

ihn dem Rat zur Annahme zu unterbreiten. 
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Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu Afghanistan 

1. Der Rat billigt den zweiten Jahresbericht über die Umsetzung der "Strategie der Europäischen 

Union für Afghanistan für den Zeitraum 2014-2016" (vgl. Anlage). Nach drei Jahren einer ver-

besserten Koordinierung auf EU-Ebene sind Ergebnisse sichtbar geworden, auf denen das 

Engagement der EU und der Mitgliedstaaten in Afghanistan weiterhin aufbauen wird. Die 

erzielten Fortschritte sind in vielen Bereichen sichtbar gewesen, waren jedoch nicht gleich-

mäßig verteilt und sind nach wie vor instabil. Die anhaltende Instabilität rechtfertigt einen rea-

listischen Ansatz für die längerfristige und nachhaltige Unterstützung seitens der internationa-

len Gemeinschaft auf der Grundlage der Grundsätze der gegenseitigen Rechenschaft. 

2. Der Rat kommt zu dem Schluss, dass in den kommenden Jahren das übergeordnete strategische 

Ziel der EU und der Mitgliedstaaten weiterhin der Aufbau afghanischer Institutionen zur Wah-

rung der bisherigen Fortschritte und zur Unterstützung von Fortschritten bei der Entwicklung 

eines effektiveren und letztendlich zukunftsfähigen afghanischen Staates sein sollte. Die wich-

tigsten Ziele der derzeitigen Strategie sollten erneuert werden; dabei handelt es sich insbeson-

dere um die Förderung der Sicherheit, die Stärkung der Demokratie, die Förderung der wirt-

schaftlichen und menschlichen Entwicklung, die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, einschließ-

lich der Bekämpfung der Korruption, und den Schutz und die Förderung der Menschenrechte, 

insbesondere der Rechte von Frauen, einschließlich im Rahmen des Friedensprozesses, sowie 

die Fortsetzung der Bekämpfung der Betäubungsmittel- und Drogenindustrie. Die Strategie 

sollte der regionalen Dimension Rechnung tragen und die erforderliche Flexibilität gewähr-

leisten, um angemessen auf etwaige Veränderungen in Afghanistan reagieren zu können. Da 

die Migration für die EU eine Priorität in ihren Beziehungen zu Afghanistan insgesamt gewor-

den ist, sollten die Maßnahmen der EU überdies dazu beitragen, die eigentlichen Ursachen der 

irregulären Migration von Afghanen zu beseitigen. 
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3. Der Rat würde auf dieser Grundlage eine Weiterverfolgung der derzeitigen "Strategie der Euro-

päischen Union für Afghanistan für den Zeitraum 2014-2016" begrüßen. Die neue Strategie für 

den Zeitraum 2017-20 sollte dem geplanten afghanischen nationalen Rahmen für Frieden und 

Entwicklung ebenso entsprechen wie den damit zusammenhängenden afghanischen nationalen 

Prioritätenprogrammen, die auf der Brüsseler Afghanistan-Konferenz zu billigen sind. Die Stra-

tegie sollte einen umfassenden Ansatz und die gegenseitigen Verpflichtungen beinhalten, die in 

der Rahmenvereinbarung über Eigenständigkeit durch gegenseitige Rechenschaft ("Self-

Reliance through Mutual Accountability Framework") und dem Kooperationsabkommen über 

Partnerschaft und Entwicklung genannt sind. Sie sollte sich auf konkrete Ergebnisse konzen-

trieren und einen Umsetzungsplan beinhalten, der erreichbare Ergebnisse und eine klare und 

abgestimmte Arbeitsteilung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten in einem von mehreren 

Gebern unterstützen Rahmen benennt. Es sollten darin Möglichkeiten eines Übergangs zu 

einem gemeinsamen Programmplanungssystem unter interessierten europäischen beitragenden 

Ländern sondiert werden. Der Rat würde es begrüßen, wenn die neue Strategie im ersten 

Quartal 2017 zur Billigung vorläge. 

4. Die EU ersucht die afghanische Regierung nachdrücklich um Zusammenarbeit in Bezug auf die 

Rückkehr/Rückführung und Rückübernahme afghanischer Staatsangehöriger unter umfassender 

Achtung der Menschenrechte dieser Personen und im Einklang mit internationalen Verpflich-

tungen und Zusagen. Dies ist das zentrale und wesentliche Element des gemeinsamen Vor-

gehens ("Joint Way Forward"), mit dem dem wachsenden Druck der irregulären Migration 

parallel zu Initiativen der Mitgliedstaaten und Vereinbarungen im Hinblick auf eine weiter-

gehende Zusammenarbeit im Bereich der Rückübernahme begegnet wird. Die EU würde dies 

durch Wiedereingliederungshilfe unterstützen, um ein günstiges Umfeld zu schaffen, das den 

afghanischen Bürgern Chancen im Land bieten kann. 

5. Die EU begrüßt die Zusagen, die zur Unterstützung ausreichender und zunehmend stabiler 

afghanischer nationaler Verteidigungs- und Sicherheitskräfte gemacht wurden, wie sie von 

Afghanistan und den zur Mission "Resolute Support" beitragenden Ländern auf dem NATO-

Gipfeltreffen am 8./9. Juli 2016 in Warschau gebilligt wurde. 
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6. Unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Mai 2016 wird auf der Brüsseler 

Afghanistan-Konferenz, die für den 4./5 Oktober anberaumt ist und von der EU und der afgha-

nischen Regierung gemeinsam ausgerichtet wird, voraussichtlich Folgendes in den Mittelpunkt 

stehen: 

 substanzielle Fortschritte beim Staats- und Institutionenaufbau in Afghanistan durch die 

Umsetzung der Reformagenda der Regierung der nationalen Einheit und konkrete neue 

Zusagen für die kommenden Jahre, die in einer aktualisierten Rahmenvereinbarung über 

Eigenständigkeit durch gegenseitige Rechenschaft ("Self-Reliance through Mutual 

Accountability Framework") festgelegt werden; 

 internationale Unterstützung im Hinblick auf eine nachhaltige Finanzierung bis 2020 in 

gleicher oder nahezu gleicher Höhe wie bisher und Verbesserung der Wirksamkeit der Hilfe 

als Reaktion auf den neuen afghanischen nationalen Rahmen für Frieden und Entwicklung 

und unsere dauerhafte Sicherheitspartnerschaft; 

 regionale Unterstützung für einen politischen Prozess, der zum Frieden und zu einer ver-

stärkten grenzüberschreitenden wirtschaftlichen Zusammenarbeit führt. 

7. Die EU betont, dass Sicherheit und nachhaltige Entwicklung miteinander verknüpfte Heraus-

forderungen in einem Prozess des Staatsaufbaus darstellen, der durch echte politische Unter-

stützung innerhalb der Region untermauert werden muss. Ein sicheres, stabiles und wohl-

habendes Afghanistan ist von entscheidender Bedeutung für den Frieden und die Stabilität in 

der Region als Ganzes. Die EU ersucht alle regionalen Akteure nachdrücklich, aktiv zusam-

menzuarbeiten, um einen echten und ergebnisorientierten Verhandlungsprozess mit dem Ziel 

der Schaffung einer dauerhaften Beilegung des Konflikts zwischen den Parteien voranzubrin-

gen, welche das Fundament für Frieden, Sicherheit und Wohlstand in Afghanistan und in der 

gesamten Region bilden wird. 
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8. Die EU begrüßt und unterstützt die koordinierten Anstrengungen zur Unterstützung der afgha-

nischen Regierung bei der Förderung eines bedeutungsvollen Friedensprozesses unter afghani-

scher Führung und Verantwortung, welcher der einzige gangbare Weg zu einer dauerhaften 

Lösung des Konflikts ist. Die EU begrüßt die Initiativen zur Schaffung eines günstigen Um-

felds für einen solchen Prozess. Die Beendigung des bewaffneten Konflikts in Afghanistan ist 

dringend notwendig ist und im Interesse aller, die nach Entwicklung und Stabilität streben. Die 

EU erinnert an die Grundsätze, die einen integralen Bestandteil der Stabilität in der Region und 

darüber hinaus darstellen: 

a) Die Souveränität, die Einheit, die territoriale Integrität und die Unabhängigkeit der Islami-

schen Republik Afghanistan; 

b) der alle Seiten einschließende Charakter der Friedensgespräche unter afghanischer Füh-

rung und Verantwortung, bei denen alle Bürger Afghanistans und ihre berechtigten Inte-

ressen vertreten sind, unter Einschluss einer angemessenen Vertretung von Frauen; 

c) der Verzicht auf Gewalt und auf Verbindungen zum internationalen Terrorismus und 

d) die Achtung der afghanischen Verfassung einschließlich ihrer Bestimmungen über die 

Menschenrechte, insbesondere die Rechte von Frauen und Kindern. 

Das Ergebnis eines solchen Prozesses sollte geachtet und von allen Akteuren in der Region und 

der weiteren internationalen Gemeinschaft unterstützt werden. 

9. Die EU ersucht die afghanischen Behörden nachdrücklich, die notwendigen Wahlreformen 

sicherzustellen, insbesondere bei der Festlegung eines Zeitplans für die Parlamentswahlen. Alle 

Seiten einbeziehende und transparente Wahlen, die den wirklichen Willen des afghanischen 

Volkes widerspiegeln, sollten zu mehr politischer Stabilität führen und eine tragfähige Demo-

kratie stärken. Zu diesem Zweck ist die Wiederherstellung von Vertrauen und Zuversicht in die 

Reform des Wahlverfahrens von größter Bedeutung. 
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10. Der Rat begrüßt die Abhaltung des 2. lokalen Menschenrechtsdialogs Afghanistan-EU am 

1. Juni 2016 in Kabul, bei dem das anhaltende Eintreten der afghanischen Regierung für eine 

Verbesserung der Menschenrechtslage, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung des natio-

nalen Aktionsplans zur Resolution 1325 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, hervor-

gehoben wurde. Einige konkrete Zusagen sind gegeben worden, einschließlich in Bezug auf die 

Umsetzung des Gesetzes zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen, die Teil des überarbeiteten 

Anhangs zur Rahmenvereinbarung über Eigenständigkeit durch gegenseitige Rechenschaft 

("Self-Reliance through Mutual Accountability Framework") werden könnten. 

11. Der Rat ist nach wie vor besorgt angesichts der humanitären Lage und erinnert daran, wie 

wichtig die Achtung des humanitären Völkerrechts ist. 

12. Die EU wird sich weiterhin für die Unterstützung der afghanischen Bemühungen zur Stärkung 

der zivilen Polizeiarbeit auch nach dem geplanten Abschluss der Polizeimission EUPOL 

AFGHANISTAN im Jahr 2016 einsetzen. 

13. Der Rat bekundet seine Absicht, rechtzeitig zur Brüsseler Afghanistan-Konferenz Schritte im 

Hinblick auf die Unterzeichnung des Kooperationsabkommens über Partnerschaft und Ent-

wicklung zu unternehmen. 

 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=111564&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:10997/16;Nr:10997;Year:16&comp=10997%7C2016%7C


 

 

10997/16   cf/TR/mh 7 
ANNEX 1 DG C 1  DE 
 

ANNEX 1 

EU Strategy for Afghanistan 2014-2016 

Introduction 

Since the last review of the EU Strategy for Afghanistan on 20 July 20151 the EU and its MS have 

continued to closely coordinate their activities to ensure the EU's presence and active involvement 

in all areas related to achieving the Strategy’s objectives. Progress has been uneven due to a 

deteriorating security situation and political uncertainties that have defined the first eighteen months 

of the Afghan Transformation Decade (2015-2024). 

Afghanistan’s partnership with the international community was re-affirmed at the 5 September 

2015 Senior Officials' Meeting (SOM) in Kabul and the adoption of the "Self-Reliance through 

Mutual Accountability Framework" (SMAF). The SMAF intends to guide government and donors 

in support of the government's reform agenda towards greater effectiveness of development 

assistance. 

Currently, Afghanistan prepares for the NATO Warsaw Summit in July 2016, aimed at securing 

continued international support for the security sector and sustainment of the Afghan National 

Defence and Security Forces (ANDSF), and for the Brussels Conference on Afghanistan (BCA) on 

4-5 October 2016. At the BCA, Afghanistan's international partners are expected to renew their 

financial commitments 'at near or current levels' in support of Afghanistan's ongoing state-building 

efforts. Based on the principles of mutual commitments, these contributions will allow for an 

additional four years of sustained support to stabilize Afghanistan and move the country closer to 

peace. 

                                                 
1 Council Conclusions ref. 11053/15 
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Context 

Eighteen months into the Transformation Decade, Afghanistan's National Unity Government 

(NUG) has demonstrated perseverance despite significant security, economic and political 

challenges. State fragility has continued to be exacerbated by corruption, an illicit economy, and 

ongoing armed conflict. At the same time, implementing the government's reform agenda has 

occurred slowly, and delays in key appointments have damaged government legitimacy. According 

to an Asia Foundation survey,2 the optimism felt by the Afghan public during the first round of the 

2014 presidential elections has declined significantly, with public confidence in the government at 

the “lowest point in a decade”. Amidst this general discontent, multiple political oppositions have 

emerged that seek to challenge the government through various means. 

Afghanistan has experienced economic slowdown. According to the World Bank, Afghanistan's 

growth has declined from an average rate of 9.4% in 2003-12 to 1.3% in 2014 and to 1.5% in 2015. 

According to Afghanistan's Central Statistics Organisation unemployment increased from 25% 

(2014) to 40% (2015), leaving over 1.8 million eligible workers unemployed. 

Afghanistan's overall security situation is worrisome. While the Afghan National Defence and 

Security Forces (ANDSF) proved their resilience in their first year of what was long foreseen as a 

difficult transition, 2016 is also expected to be a difficult fighting season. 

The humanitarian situation has deteriorated as a result of intensified conflict-induced displacements. 

In 2015, Afghanistan experienced the highest number of civilian casualties (11,002, a 4% rise over 

2014) as a result of increased fighting in densely populated areas and with suicide and other attacks 

in major cities. Perhaps most worrisome, UNAMA documented a 37% increase in women 

casualties and a 14% increase in child casualties. 

                                                 
2 Asia Foundation, “Survey of the Afghan People” 2015. 
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A deteriorating security situation and the worsened economic scenario contributed to a dramatic 

increase of Afghan nationals travelling to Europe seeking asylum: last year, Afghan nationals 

represented the second largest group of migrants arriving in Europe. In response to the migration 

crisis, in particular the challenge of returning illegal migrants to Afghanistan, an EU-Afghanistan 

High Level Dialogue (HLD) on migration was initiated with a view to assessing developments at 

the side-lines of the BCA in October 2016. 

The Afghan government made important efforts concerning peace and reconciliation. The 

Quadrilateral Coordination Group (QCG), comprised of government delegations from Afghanistan, 

Pakistan, China and the US, during a series of initial meetings in early 2016 renewed hopes for the 

commencement of peace talks. However, this process came to a halt when the Taliban reiterated 

their unwillingness to enter in direct talks with the Afghan authorities and after Kabul suffered a 

devastating Taliban attack in April 2016. The QCG process has been valuable as a mechanism to 

establish a dialogue between the Governments of Afghanistan and Pakistan. Finally, some progress 

seems to have been made in peace negotiations between the government and Hizb-i-Islami 

Gulbuddin (HIG). 

To support Afghan stabilization and continued development, the EU and Afghanistan agreed to co-

host the next comprehensive Ministerial Conference on Afghanistan in Brussels on 4-5 October 

2016. The "Brussels Conference on Afghanistan: Partnership for Prosperity and Peace" aims to 

renew international support and the development partnership until 2020. It has three objectives: to 

convey a message of strong political support for Afghanistan's reform and state-building process; to 

commit development assistance up to 2020; and to create political momentum for reinforced 

regional cooperation, reaching out to all of Afghanistan's neighbours. The conference will also be 

an opportunity to assess the progress of Afghan authorities with regards to the reform agenda they 

committed to in London (and then at the SOM in Kabul) and the SMAF framework including 

commitments from both the international community and the Afghan authorities. The BCA parallels 

the security-related efforts pursued in the NATO framework at Warsaw in July 2016 and forms the 

main focal point for EU activities in 2016. Together the two conferences aim to, inter alia, tackle 

the broader link between development and security. 
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Anti-corruption has emerged as a key area of engagement for the EU and its MS in their 

interactions with the Afghan government ahead of the BCA and beyond. For the second year 

running the EU has organized an anti-corruption conference which has received wide media 

coverage and ensured that this item remains on the agenda of the Afghan government as well as the 

wider donor community. At the recent conference on 5 May President Ghani has announced a 

number of actions that the EU and the wider international community will follow up on. 

It is proposed to update the current EU strategy 2014-16 in light of the outcome of the BCA, 

building on the mutual commitments agreed at Brussels and on the basis of a finalized Afghan 

National Peace and Development Framework (ANDF) as well as the identification of future 

priorities for reform. An updated EU Strategy for Afghanistan would cover the period from 2017 

onward. 

Objectives 

(a) Promoting peace, security and regional stability 

Objective: Promoting peace, security and regional stability, by advocating for an inclusive peace 

process; mitigating threats from drugs, trafficking and organised crime; tackling illegal migration; 

and supporting the development of a professional and accountable civilian police service 

Renewed efforts to make peace in Afghanistan began in early 2016 through the QCG process, 

although this came to a halt after a devastating Taliban attack in Kabul in April 2016. The 

February 2016 announcement of the High Peace Council's new leaders and members- to include 

Jihadi leaders, religious scholars, political figures, tribal elders and influential women – is to 

enable the development of a national consensus on the peace process. Finally, 2015 witnessed 

significant advancements in regional economic cooperation that in the long term should contribute 

to stabilisation. 
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In the area of counter-narcotics there were positive advancements with the inauguration of the 

Afghanistan National Drug Action Plan and new initiatives on drug addiction treatment and 

community mobilization. However, while poppy cultivation due to external factors (weather, disease 

etc.) decreased last year it is unclear whether this positive trend continues. Overall, poppy 

cultivation and trade, compounded by the broader illicit economy, continue to negatively impact 

international state- building efforts. 

Migration remains a significant regional issue with sizeable Afghan refugee populations residing in 

neighbouring Iran and Pakistan. Over the course of the past year, however, large numbers of 

Afghan nationals have also sought asylum in Europe. This has resulted in increased engagement 

between the EU and its MS with the Afghan government on the question of returns in particular. 

EU, including EUPOL, and bilateral MS efforts, continue to provide strategic advice to MoI 

leadership in pursuit of the development of a professional and accountable civilian police force. 

Although the EUPOL mission itself is coming to an end by late 2016, the EU will continue its 

support to MoI reform and civilian policing through different instruments at hand. 

The EU and MS have continued to support an inclusive Afghan-led and Afghan-owned peace 

and reconciliation process leading to a political settlement in which all parties eschew 

violence, disavow any link with terrorism, and respect human rights – and women’s 

enjoyment of human rights in particular. The EU and MS continued to support the peace process 

and to encourage adequate and active female participation in all its aspects. Specifically, the EU and 

MS have advocated the inclusion of a female negotiator in any future Afghanistan-Taliban talks. 

While enhancing political and economic cooperation between Afghanistan and its neighbours 

and supporting mutually reinforcing cooperation initiatives with neighbouring countries and 

international organisations, the EU and MS continued to support initiatives and processes such as 

the Heart of Asia – Istanbul process and its confidence building measures, as well as trade related 

technical assistance. The mandate of the EU Special Representative (EUSR) contributed to 

strengthening such regional engagement, which aims to generate interdependencies vital to 

fostering peace, economic development, and security. 
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The EU and MS continued their high level policy dialogue and technical support towards 

strengthened Afghan and regional efforts to reduce organised crime and drug production, 

trafficking and demand. The EU and MS aim to address counter-narcotics and the illicit economy 

through a comprehensive approach focusing support on capacity building for law enforcement and 

the judiciary; border management and trade facilitation; public health awareness and outcomes; and 

alternative livelihoods, aimed at reducing the dependency of subsistence farmers on narcotic crops. 

Through the UNODC Regional Program on Afghanistan and Neighbouring Countries the EU 

supported counter-narcotics initiatives partnership and trust building between the countries in the 

region. 

The EU and MS continued to seek to expedite the reform process, the implementation of the 

National Drug Plan as well as the implementation of the agreement on the creation of inter-

ministerial coordination structure in charge of comprehensive counter-narcotics efforts which 

should lead to the introduction of a holistic process assessing all national, multilateral and bilateral 

programmes on the basis of their potential impact on the production, trade and use of opium and its 

derivatives. 

In response to an increasing numbers of Afghan nationals travelling to Europe to seek asylum from 

2015 onwards, the EU has commenced negotiation on a Joint Way Forward (JWF) on irregular 

migration with the Afghan government. Several MS are simultaneously negotiating bilateral MoUs 

to facilitate voluntary or forced returns. 

At the regional level the EU supports the “Solution Strategy on Afghan Refugees” (SSAR), a 

regional solution strategy for the reintegration of Afghan refugees based on principles of 

voluntary repatriation and sustainability. Actions benefit more than 15% of the total Afghan 

refugees in Iran and Pakistan and around 200 000 Internally Displaced Persons (IDPs) in 

Afghanistan. The EU financially supports the provision of public services in health, education, legal 

protection and legal assistance, sanitation and hygiene as well as livelihood opportunities. 
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The EU and MS continue to be engaged in strengthening Afghan-led efforts to increase the 

quality and sustainability of civilian policing as an integral part of the wider rule of law. The 

EU, EUPOL and MS continue – often in a leading role – in the political and technical dialogue to 

gradually develop the Afghan National Police (ANP) into a professional civilian police service. The 

EU and MS also engage in a dialogue with the government to increase Afghan leadership and 

ownership in Ministry of Interior (MoI) reform, anti-corruption and fiscal sustainability. There is a 

continued need for assistance with regards to civilian policing, particularly in light of the present 

focus on counter-insurgency on the part of the Afghan National Police (ANP), challenges in the 

areas of development of leadership, training and education as well as fostering greater government 

accountability, in particular anti-corruption measures. 

The EU and MS coordinate with other donors and the Afghan government, e.g. through the 

Oversight and Coordination Body (OCB) as well as the International Police Coordination Board, 

the secretariat of which recently transferred to Afghan ownership. A transition of the payroll 

management function of the UNDP-administered Law and Order Trust Fund (LOTFA) to the 

Ministry of Interior is foreseen for the end of 2016, pending the fulfilment of conditions agreed 

between donors and the President in November 2015. The EU and MS support the restructuring of 

LOTFA to provide more focused and programmatic support to MoI reform, police 

professionalization and civilianisation as well as increasing oversight over the payroll management. 

Supported by the EU and MS, EUPOL and LOTFA have developed and supported the 

implementation of the MoI Female Police Strategy and support Police Women Councils to increase 

coverage and gender mainstreaming throughout the system. LOTFA also supports the new 

government's reform agenda, specifically on the civilianisation of the MoI and the integration of the 

security sector institutions in whole-of-government reforms, including public financial management 

and public administration reform. 
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(b) Reinforcing Democracy 

Objective: Reinforcing democracy: functioning democracy needs to be embedded through 

democratic oversight at national, provincial and district levels, inclusive and transparent elections, 

and capacity-building in key institutions of governance; 

The electoral reform is facing significant delays. The Special Electoral Reform Commission (SERC) 

that was established in July 2015 presented a final report in December to address the shortcomings 

faced during the 2014 presidential elections. This report reflected some recommendations of the 

2014 EU Election Assessment Team, such as the revision of electoral disputes resolution system, 

fraud mitigation measures, better coordination of domestic electoral observation, and using an 

electronic ID card (E-Taskeera) for voter registration. The two Legislative Decrees implementing a 

first set of recommendations were rejected by Parliament in January 2016. The decrees aim at 

reconstituting the Afghan Electoral Management Bodies (EMBs), a crucial step for restoring public 

confidence in the electoral process. On 23 April 2016, the structural law decree was submitted to 

the Parliament and rejected on 13 June 2016 by Wolesi Jirga (the Lower House of the Parliament). 

Ongoing political discussions and technical questions, such as an electronic ID card (E-Taskeera), 

may remain unsolved. 

Sub-National Governance (SNG) saw a number of developments over the last months with a first 

draft of a revised SNG policy addressing key issues such as increased delegation of authority and 

necessary provincial-level funding (including the promise of a 40% budget decentralisation). The 

Provincial Budgeting Policy was approved by the Cabinet in October 2015. The Municipality Law 

and Urbanization Law were sent to Cabinet in February 2016. President Ghani has begun to hold 

bi-weekly meetings with Provincial Governors and a videoconference with all 34 Provincial 

Governors every month. The Government has initiated merit-based recruitment across the IDLG 

spectrum and up to Deputy Governor level. IDLG’s activities are, however, hampered by lack of 

leadership due to vacancies at the very top level. 
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The EU and MS continued to support the electoral reform process based on a broadest possible 

political consensus among Afghan stakeholders. Pending clarity on the Parliamentary and District 

Councils elections calendar, the Project Initiation Plan (PIP) implemented by the UNDP provides 

technical advisory assistance to electoral reform and management bodies. 

In support of greater accountability of the executive through improved parliamentary 

independent oversight, the EU and MS continued to assist the two Houses of the National 

Assembly to become more effective parliamentary institutions through the “Institutional and 

Capacity Support to the Parliament of Afghanistan” completed in October 2015. 

Building the capacity of Sub-National Governance in Afghanistan is a key priority for EU and 

MS. Focusing on reducing corruption and increasing accountability in order to improve 

service delivery and budget administration, the EU and MS continued to actively engage in the 

policy dialogue with the central and sub-national government on reform efforts and contributed to 

strengthen the Provincial Governor Offices and Provincial Councils capacities on revenue 

generation at municipal level. Following the adoption of the EU Roadmap for Engagement with 

Civil Society in Afghanistan in 2015, the EU prioritised efforts to strengthen the oversight role of 

civil society in governance and accountability reforms and to monitor service delivery performance. 

In addition, the EU and MS assisted municipalities to undertake strategic urban planning and 

promote local economic development, stimulate investment and expand inclusive service delivery. 

Current assistance to survey and register properties contributes to improved land management, 

increased tenure security, reduced land grabbing, as well as to significantly expand the potential tax 

base for municipalities. 

Capacity-building of in key institutions of governance also extends to anti-corruption and the EU 

and its MS actively support government efforts in this domain. This concern is also reflected in 

the revised mutual accountability framework (SMAF) agreed between the government and the 

international community in Kabul on 5 September 2015. Specifically, the drafting of anti-corruption 

plans of the five key revenue-generating ministries is one of the SMAF deliverables (#5, 

incentivized by DEVCO), which ensures donor attention on this important issue. 
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(c) Encouraging economic and human development 

Objective: Encouraging economic and human development including creating a transparent 

economic framework to encourage investment, raise revenue, allocate finances, strengthen 

resilience and improve access to health and education, including for the most vulnerable segments 

of the population; 

Afghanistan remains a long way from closing its human capital and infrastructure gap with other 

South Asian, low income, and fragile countries. In 2014 and 2015 Afghanistan recorded the lowest 

GDP growth rates of the past decade. According to the World Bank, poverty levels rose from 36% 

in 2008 to 39% in 2013/14 with the highest incidence in rural areas (80%)3. Industries and services 

are growing at the slowest pace since 2013. Generating employment and the provision of social 

services remain significant challenges. 

Steering Afghanistan's economy towards growth will depend on fiscal stability. A number of newly 

introduced measures, in line with recommendations from the IMF Staff Monitored Programme 

(SMP), have resulted in a 22% year-on-year increase of domestic revenues in 2015. Aid is expected 

to decline as a percentage of GDP, and a financing gap should continue through 2025 that is 

exacerbated by considerable security expenditures. 

The EU and MS have contributed to the Public Financial Management Roadmap (PFMR II) 

covering the period 2016-2020 and have been closely involved in policy and technical dialogue 

with the Ministry of Finance and other involved parties. 

Since 2015 Afghanistan has engaged in the definition and implementation of a new Public 

Financial Management Roadmap (PFMR II) covering the period 2016-2020. PFM II has five 

strategic objectives, including clarity over national resources and spending priorities as well as 

increasing national revenues. Implementation of the Roadmap began in January 2016 and is set to 

contribute to a number of ambitious objectives, including a drastic improvement in the execution 

rate of the development part of the budget by the end of 2016. 

The Government has announced reforms including the promotion of regional integration and an 

enabling partnership for private sector development. Improving the investment climate will promote 

diversification and integration of Afghan businesses in regional networks. 

                                                 
3 World Bank, Afghanistan Development Update, April 2016, p.1 
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The EU and MS engaged in regular policy dialogue on the all-important issue of medium and long-

term fiscal sustainability – aiming at stronger financial self-sustainability of the Afghan state, 

through increased revenue generation – particularly with a perspective of reducing the current 

budget's 70% reliance upon international grants. An EU roadmap was approved to prepare a State 

Building Contract (SBC) for adoption in 2016 that includes domestic revenue generation indicators. 

The EU and MS supported government efforts to enhance governance, improve capacities and 

human development with a strong focus on the regional dynamics and opportunities that can 

contribute to peace, security and economic development. The EU and MS actively contributed to 

the revised mutual accountability framework (SMAF) agreed between the government and the 

international community in September 2015. 

The EU and MS support human development including for the most vulnerable segments of the 

population through support for agriculture and rural development, water and energy supply, health, 

education, governance and rule of law. EU and MS investments in education have contributed to 

higher literacy rates for women. Still, a considerable gap persists between boys and girls school 

enrolment and the quality of education remains of concern. In the face of enormous security and 

political challenges, the EU and MS support for service delivery has contributed to the sustainment 

of past gains, such as a significant decline of maternal and child mortality. 

EU intervention relative to improving the rural economy to generate jobs and reduce 

dependence on poppy focused on consistent support to community infrastructure development, 

animal health, access to good quality varieties of seeds/plants, water management and food security. 

A more structured approach could be adopted thanks to a substantive policy dialogue with Line 

Ministries towards a sector programmatic approach. The bulk of the EU and MS's contributions in 

agriculture have focused on making the rural economy more resilient and on fostering a conducive 

environment for farmers to invest in agriculture. 
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Together with other major donors, the EU and MS have aligned support with the government’s 

emergency Jobs Stimulus Initiative (“Jobs for Peace”), which is expected to improve short-term 

economic recovery and stimulate job creation until the government's economic reform programme 

begins to deliver results. This initiative also addresses the economic motivations leading to 

migration from Afghanistan. 

The EU has engaged in an active policy dialogue on macro and micro-economic reforms with the 

Afghan Presidency, the Ministry of Finance and relevant line Ministries, including on Private 

Sector Development (PSD). During consultations in the framework of the IMF SMP and the 

upcoming Extension Credit Facility as well as the PFMR II, the EU has favoured business 

regulatory reforms allowing the development of Afghan national industries in key sectors, while 

maintaining public spending in social sectors at or near current percentage levels. 

(d) Fostering the rule of law and human rights 

Objective: Fostering the rule of law and respect for human rights by advocating respect for human 

rights (including in particular the full implementation of statutory protections for the rights of 

women and girls), supporting greater equality before the law of all citizens and assisting with the 

development of a comprehensive framework to strengthen and reform the justice sector. 

The human rights situation, in particular women and children’s enjoyment of human rights, 

remains worrisome. Cases of inhumane punishment have been recorded and there are indications 

of torture having taken place in detention facilities. The lack of prosecution of such human rights 

violations reflects a culture of impunity. War crimes committed during the last decade have not 

been investigated. Government continued to implement the death penalty. One execution took place 

in 2015, and six prisoners were executed in May 2016 in response to a large Taliban attack in 

Kabul on 19 April. 2015 saw an overall decrease in reported violence against journalists and, 

although the percentage of cases involving government forces increased, the overall number of 

incidents was still less than in 2014. 
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In response the government has committed to advance human rights and the rights of women and 

children in particular. The Elimination of Violence Against Women (EVAW) law remains in force 

though its implementation continues to lag behind, with mixed results across the country. A Law 

prohibiting the recruitment of children to the ANDSF has been passed and work on a Child Act is 

ongoing. The National Action Plan (NAP) on Women, Peace and Security (UNSCR 1325) aimed at 

strengthening women's participation, protection of women, prevention of violence against women, 

and women's access to relief and recovery services was launched on 30 June 2015. However, its 

implementation lags behind and the NAP still requires a budget for implementation. 

The confirmation of the Attorney General in April 2016 after a delay of several months constitutes 

an important step towards addressing these issues. Work towards a Justice Sector Reform Plan by 

the end of 2016 is ongoing although progress, and the implementation of tangible reforms of the 

justice sector, remains slow. 

Public distrust in the statutory legal system remains prevalent. The formal justice system is not 

accessible countrywide, and many Afghans continue to rely on informal justice mechanisms, 

including the Taliban imposing its own form of justice, such as stoning women to death on 

accusation of adultery. The Reconciliation Law on relations between informal and formal justice, 

remains under preparation. 

The EU and MS closely coordinate efforts and continue to advocate advancing human rights, in 

particular of women and children’s enjoyment of human rights as well as women’s 

empowerment to address cases of major human rights violations, notably as regards civilian 

casualties, the death penalty, women's rights and children's rights, advocacy, public statements and 

demarches, and in particular the implementation of the EVAW Law and the NAP 1325. The first 

EU-Afghanistan local Human Rights Dialogue was held on 15 June 2015, with a technical level 

follow-up meeting on 1 December 2015. The second local Human Rights Dialogue took place on 1 

June 2016. 
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The EU continues to follow up with the government on the implementation of the NAP 1325, 

including the need to finalise the implementation plan and financing mechanism. The Local Human 

Rights Dialogue also includes topics such as the signature and ratification of the Optional Protocol 

to Convention Against Torture (OPCAT) and the conclusion of a MoU between the Afghanistan 

Independent Human Rights Commission (AIHRC) and the Ministry of Interior on the Office of the 

Ombudsman. 

The EU and MS have continued to advocate for an end to the culture of impunity for serious 

war crimes and human rights abuses. The EU and MS have raised the issue of transitional justice 

and the International Criminal Court (ICC) with the Afghan government to have the government 

cooperate with and extend an official invitation to the ICC. The EU and MS also held meetings with 

the Transitional Justice Coordination Group and continue to follow-up on specific human rights 

cases with the Afghan government centrally and in the provinces. The EU and MS advocated for 

the reservations to Convention against Torture and Other Cruel Inhuman or Degrading Treatment or 

Punishment to be removed. 

In the absence of a fully-developed Justice Sector Reform Plan, the EU and MS are liaising with 

government counterparts to create an environment conducive to progress and reforms, as well as 

engaging with other donors to streamline these efforts and donor support. In the context of the 

phase-out of EUPOL's Rule of Law component at the end of 2015, the EUSR office has been 

reinforced with additional staff to build on EUPOL's achievements in the areas of justice and rule of 

law. 
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The EU and MS continue to support Afghanistan to maintain the right to freedom of assembly 

and strengthen the right to freedom of expression, including by supporting journalists and 

human rights defenders. The EU and MS cooperate closely with civil society and the media as 

well as the Journalist Safety Committee and regularly meet with journalists on security and related 

matters. The EU and MS have produced a local EU Strategy on Human Rights Defenders which 

outlines envisioned protective actions including political dialogue, awareness raising, trial 

monitoring, as well as internal and external relocation. The EU and MS have a close cooperation 

with Human Rights Defenders and have established a mechanism to ensure swift cooperation and 

burden sharing on the protection of Human Rights Defenders as well as an Afghan-led Human 

Rights Defenders Committee. 
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